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Regierungspräsidium Stuttgart 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Auf die Behandlung der Stellungnahme vom 25.05.2022 in öffentlicher Gemeinderatsit-

zung am 25.10.2022 wird verwiesen. 

 

 

 

 

 

Stellungnahmen weiterer Fachämter liegen nicht vor. 
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Auf die Behandlung der Stellungnahme vom 23.05.2022 in öffentlicher Gemeinderatsit-

zung am 25.10.2022 wird verwiesen. 
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Verband Region Stuttgart 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme 
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Auf die Behandlung der Stellungnahme vom 01.06.2022 in öffentlicher Gemeinderatsit-

zung am 25.10.2022 wird verwiesen. 
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Kenntnisnahme 
 

Entsprechende Maßnahmen sind, soweit dies rechtlich möglich ist im Bebauungsplan 

als Festsetzungen enthalten. Verhaltensbasierende Maßnahmen wie z.B. Bauzeitenrege-

lungen oder Rodungszeiten können jedoch nicht im Bebauungsplan festgesetzt werden. 

Es sind entsprechende Hinweise enthalten. 
 

Der Artenschutz ist in §44 BNatSchG geregelt und bei jeglichen Bauvorhaben zu beach-

ten. 
 

Es handelt sich um eine Empfehlung der artenschutzrechtlichen Relevanzprüfung die 

nicht als zwingende Maßnahme erforderlich ist. Die Empfehlung wird als sinnvoll er-

achtet und kann daher als Hinweis ergänzt werden.  
 

Die Festsetzung zum Anlegen unbebauter und unbefestigter Flächen als Grünflächen 

beinhaltet den Ausschluss von Schottergärten, da dies keine Grünflächen sind. Darüber 

hinaus sind nach §21a NatSchG i.V. mit §9 Abs. 1 Satz 1 LBO Schotterungen zur Ge-

staltung von privaten Gärten ausgeschlossen. Insofern ist eine Ergänzung nicht erforder-

lich. Entsprechende Ausführungen werden in der Begründung ergänzt.  

 

Auf die Broschüre kann im Textteil verwiesen werden. 
 

Der Bebauungsplan wird im Bereich bestehender Bebauung aufgestellt. Freiflächen und 

Gartenflächen sind weitgehend angelegt und auch bereits bepflanzt. Vor diesem Hinter-

grund werden weitergehende Vorgaben für die Bepflanzung für nicht erforderlich erach-

tet. 
 

Die Untere Naturschutzbehörde forderte bislang eine Bodenfreiheit von mind. 10cm. 

Weshalb nun 20 cm gefordert werden konnte auf Rückfrage nicht beantwortet werden. 

Der Wert von 10 cm wird nach Rücksprache mit dem Büro StadtLandFluss für die in 

Gärten zu erwartenden Kleintiere für angemessen erachtet. Die Festsetzung zu Einfrie-

dungen kann zur Klarstellung um dieses Maß ergänzt werden. 
 

Auf die Behandlung der Stellungnahme vom 01.06.2022 in öffentlicher Gemeinderatsit-

zung am 25.10.2022 wird verwiesen. 

 

 

 

 

Kenntnisnahme 
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Der Jakob-Metzger-Weg und auch der Weg Ebnet dienen seit vielen Jahren der Erschließung der 

dortigen Bebauung. Die Zufahrt für die maßgeblichen Ver- und Entsorgungsfahrzeuge sowie Ret-

tungsfahrzeuge erfolgt bereits bislang über diese Straßen. Die bestehende, teilweise beengte Situ-

ation ist bekannt. Durch entsprechende verkehrsrechtliche Maßnahmen (Halteverbot) ist die 

Durchfahrtsmöglichkeit verbessert worden. Eine weitere Verbesserung der Verkehrserschließung 

wäre nur durch Verbreiterung der Straßen unter Beanspruchung von privaten Grundstücksflächen 

möglich. Dies gilt auch für das Anlegen ausreichend dimensionierter Wendeflächen für Rettungs- 

und Müllfahrzeuge. Diese umfangreiche Inanspruchnahme privater Grundstücksflächen ist auf-

grund der dennoch funktionierenden Erschließung nicht vorgesehen. Nicht zuletzt aufgrund der 

bekannten Erschließungssituation sieht der Bebauungsplan Festsetzungen vor, die sich weitge-

hend am Bestand orientieren. 

Die Stadt beabsichtigt den Feldweg zwischen dem nördlichen Ende des Jakob-Metzger-Weg und 

dem weiter nördlich gelegenen Friedhof in nächster Zeit zu ertüchtigen. Hierbei würde geprüft 

werden, ob die Befahrung mit Rettungs- und Müllfahrzeugen hergestellt werden kann. Dadurch 

wäre eine Durchfahrt durch den Jakob-Metzger-Weg, den anschließenden Friedhofweg bis hin zur 

Hindenburgstraße oder Nürtinger Straße und damit ohne Wendevorgang möglich. 

Auf die Stellungnahmen zu Flächen für die Feuerwehr und des Abfallwirtschaftsbetriebs auf Seite 

7 und die zustimmende Stellungnahme der Polizei auf Seite 8 dieser Zusammenstellung wird ver-

wiesen. 

 

 

Die Aussagen zum Nahverkehr werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Es handelt sich um die identische Stellungnahme wie im Schreiben vom 01.06.2022 

zum Vorentwurf. 

Insofern wird auf die Behandlung der Stellungnahme vom 01.06.2022 in öffentlicher 

Gemeinderatsitzung am 25.10.2022 verwiesen. 

 

 

 



Stadt Neuffen 
Gemarkung Neuffen 

Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften  
„Ebnet“ 

Stellungnahmen zum Entwurf 
Zusammenstellung vom 04.05.2023 

 Beteiligung der Öffentlichkeit §3 Abs. 2 BauGB und der Behörden nach §4 Abs. 2 BauGB Seite 7 / 15 
 

Stellungnahme Stellungnahme der Verwaltung und Planer Beschluss 
 

 

 

Der Jakob-Metzger-Weg und auch der Weg Ebnet dienen seit vielen Jahren der Erschließung der 

dortigen Bebauung. Die Zufahrt für die maßgeblichen Ver- und Entsorgungsfahrzeuge sowie Ret-

tungsfahrzeuge erfolgt bereits bislang über diese Straßen. Die bestehende, teilweise beengte Situ-

ation ist bekannt. Durch entsprechende verkehrsrechtliche Maßnahmen (Halteverbot) ist die 

Durchfahrtsmöglichkeit verbessert worden. Eine weitere Verbesserung der Verkehrserschließung 

wäre nur durch Verbreiterung der Straßen unter Beanspruchung von privaten Grundstücksflächen 

möglich. Diese umfangreiche Inanspruchnahme privater Grundstücksflächen ist aufgrund der den-

noch funktionierenden Erschließung nicht vorgesehen. Nicht zuletzt aufgrund der bekannten Er-

schließungssituation sieht der Bebauungsplan Festsetzungen vor, die sich weitgehend am Bestand 

orientieren. 

Auf die Stellungnahmen des Straßenverkehrsamt auf Seite 6 und des Abfallwirtschaftsbetriebs auf 

Seite 7 sowie die zustimmende Stellungnahme der Polizei auf Seite 8 dieser Zusammenstellung 

wird verwiesen. 

 

Flächen für die Feuerwehr für die einzelnen Gebäude auf den Baugrundstücken und Zu-

gänge für die Feuerwehr auf den Privatgrundstücken sind im Zuge des Bauantrages 

nachzuweisen. 

 
Der Jakob-Metzger-Weg und auch der Weg Ebnet dienen seit vielen Jahren der Erschließung der 

dortigen Bebauung. Die Zufahrt für die maßgeblichen Ver- und Entsorgungsfahrzeuge sowie Ret-

tungsfahrzeuge erfolgt bereits bislang über diese Straßen. Die bestehende, teilweise beengte Situ-

ation ist bekannt. Durch entsprechende verkehrsrechtliche Maßnahmen (Halteverbot) ist die 

Durchfahrtsmöglichkeit verbessert worden. Eine weitere Verbesserung der Verkehrserschließung 

wäre nur durch Verbreiterung der Straßen unter Beanspruchung von privaten Grundstücksflächen 

möglich. Dies gilt auch für das Anlegen ausreichend dimensionierter Wendeflächen für Rettungs- 

und Müllfahrzeuge. Diese umfangreiche Inanspruchnahme privater Grundstücksflächen ist auf-

grund der dennoch funktionierenden Erschließung nicht vorgesehen. Nicht zuletzt aufgrund der 

bekannten Erschließungssituation sieht der Bebauungsplan Festsetzungen vor, die sich weitge-

hend am Bestand orientieren. 

Auf die Stellungnahmen des Straßenverkehrsamt auf Seite 6 und zu Flächen für die Feuerwehr 

auf Seite 7 sowie die zustimmende Stellungnahme der Polizei auf Seite 8 dieser Zusammenstel-

lung wird verwiesen. 

 

Ein entsprechender Hinweis auf die Pflicht zur Einhaltung der Vorgaben des LKreiWiG 

ist im Bebauungsplan bereits enthalten. 

 

Dies betrifft nicht den Bebauungsplan. 

 

 

 

Kenntnisnahme 
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Private Stellungnahme 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

In den Ziffern A.1 und A.2 sind Anlass der Planung, die Beschreibung der Gegebenhei-

ten der bestehenden Bebauung und die Planungsziele ausführlich beschrieben. In Ziffer 

B.1 der Begründung ist die Plankonzeption für einzelne Teilbereiche des Plangebietes 

dargestellt. Durch diese Ausführungen wird die planerische Konzeption der Stadt Neuf-

fen und damit das Erfordernis der Planung ersichtlich. 

Städtebauliches Ziel ist es den Gebietscharakter mit lockerer Bebauung weitgehend zu 

erhalten und unter dieser Prämisse eine maßvolle Nachverdichtung zu ermöglichen. Die 

Umsetzung dieser Planungsziele stellt keine Negativplanung dar. Ohne den Bebauungs-

plan wären aber Fehlentwicklungen zu befürchten, die diesen Zielen entgegenstehen.  
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In der Stellungnahme wird ausgeführt, dass nach Art der Nutzung ein homogenes Wohngebiet 

vorliegt. Dies ist unbestritten, da es sich bei der Bestandsbebauung nahezu ausschließlich um 

Wohnnutzung handelt. Im Bebauungsplan wird bezüglich der Art der baulichen Nutzung aber 

auch nicht von einer Gemengelage ausgegangen. Die Festsetzung der Art der baulichen Nutzung 

im Bebauungsplan als Allgemeines Wohngebiet stellt dies klar.  

Im Hinblick auf die Grundflächen, Gebäudebreiten und die Höhenentwicklung der bestehenden 

Gebäude im Planbereich liegt auch aus planerischer Sicht bislang, bis auf einzelne Ausnahmen, 

eine recht homogene Bebauung vor. Diesbezüglich wird auf die Bestandsbeschreibungen der Be-

gründung verwiesen. Diese Bestandssituation stellt den Maßstab für die Festsetzungen des Bebau-

ungsplanes und das gewollte maßvolle Nachverdichtungspotential dar.  

Dass das beschriebene Vorhaben den Anlass für die Bebauungsplanung gab, wird nicht bestritten. 

Da durch die Planung aber zu befürchten war, dass im Hinblick auf die überbaute Grundfläche, 

die Gebäudebreite, die Gebäudehöhe und auf die städtebauliche Wirkung ein maßstäbliches Ein-

fügen nicht gewährleistet ist, hat die Stadt Neuffen von ihrem Planungsrecht Gebrauch gemacht.  

Eine Verhinderungsplanung liegt wie behauptet jedoch nicht vor. Der Bauwunsch auf dem betref-

fenden Grundstück wird respektiert und grundsätzlich anerkannt. Wie bei anderen Grundstücken 

wird eine maßvolle Nachverdichtung ermöglicht. 

Dass Möglichkeiten zur Nachverdichtung eröffnet werden, zeigen insbesondere die Festsetzungen 

der überbaubaren Grundstücksflächen und der Gebäudehöhen, die Spielräume für bauliche Erwei-

terungen und Neubauten gegenüber dem Bestand bieten. Hierbei wird im Übrigen auf die schema-

tische Darstellung in Ziffer B.2.1 der Begründung verwiesen.  

 

 

 

Die privaten Belange des betreffenden Grundstückseigentümers sind durch das vorge-

legte Vorhaben bekannt. Der Bauwunsch auf dem betreffenden Grundstück wird res-

pektiert und grundsätzlich anerkannt. 

Die öffentlichen Belange für eine städtebaulich geordnete Bebauung im Planbereich 

sind in der Begründung unter den Ziffern A.1, A.2, B.1 und B2 beschrieben.  

Hervorzuheben ist insbesondere, dass aufgrund der Hanglage des Gebietes und der gut 

einsehbaren Lage auf eine städtebaulich verträgliche Bebauung im Hinblick auf die 

überbaute Grundfläche, die Gebäudebreite, die Gebäudehöhe und insgesamt auf ein 

maßstäbliches Einfügen in den Bestand geachtet werden soll.  
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Das im Bebauungsplanentwurf bislang festgesetzte Baufenster umfasst eine Fläche von ca. 462m². Be-

zogen auf die beiden angesprochenen Flurstücke Nr. 1049/1 und 1049/2 mit einer Fläche von insgesamt 

2191m² entspricht dies einer GRZ von ca. 0,21. 

Im Hinblick auf die gewollte maßstäbliche Einpassung künftiger Gebäude, bei vergleichbarer GRZ und 

Baustruktur wären zwei Baufenster auf dem Grundstück denkbar. Für den rückwärtigen Bereich wäre 

dann aber eine private Erschließung herzustellen. Nachdem der Bauantrag zurückgezogen wurde, wird 

im Sinne einer bestandsorientierten Planung die Lage des Bestandsgebäudes bei der Festsetzung einer 

überbaubaren Grundstücksfläche zugrunde gelegt. Da das Bestandsgebäude recht zentral auf den beiden 

betreffenden Grundstücken liegt, wird ein größeres Baufenster im Bereich des Bestandsgebäudes mit 

großzügigen Erweiterungsmöglichkeiten vorgesehen. Aufgrund des nördlich und westlich angrenzen-

den Landschaftsschutzgebietes wird im Sinne des Freiraumschutzes in diese Richtung keine überbau-

bare Grundstücksfläche über das Bestandsgebäude hinaus vorgeschlagen. Auch wenn der Bauantrag 

zurückgezogen wurde, wird darauf hingewiesen, dass das vormals geplante Gebäude im Bereich des 

vorgeschlagenen Baufensters zu liegen kam. Unter Berücksichtigung dieser grundsätzlichen Überlegun-

gen für die überbaubare Grundstücksfläche kann aus planerischer Sicht eine Erweiterung der Baugren-

zen für eine flexiblere Bebaubarkeit und bessere bauliche Nutzbarkeit der Grundstücke in südliche und 

östliche Richtung vorgesehen werden, so dass das Baufenster etwa einer Fläche der GRZ von 0,3 ent-

spricht. Bei der Berechnung der zulässigen Grundfläche ist aber zu berücksichtigen, dass auch Neben-

anlagen auf die zulässige Grundfläche, allerdings mit einem Zuschlag von 50%, also im vorliegenden 

Fall bis zu einer GRZ von 0,45, anzurechnen sind. Nebenanlagen auch außerhalb der Baugrenzen sind 

also auch in die Betrachtung der Ausnutzbarkeit einzubeziehen.  

Im Hinblick auf die Vergleichbarkeit mit Baufenstern anderer Grundstücke wird darauf hingewiesen, 

dass die Baugrenzen die überbaubaren Flächen definieren. Das tatsächlich zulässige Maß der Überbau-

ung gibt die Grundflächenzahl vor. Auch wenn eine Baugrenze größer ist als die durch die GRZ mögli-

che überbaute Fläche, kann nicht zwingend von einer vollständigen Ausnutzung des Baufensters ausge-

gangen werden. Auch hier ist die Betrachtung der Nebenanlagen erforderlich. Die weiteren Festsetzun-

gen für eine maßstabsgerechte Bebauung und maßvolle bauliche Dichte (z.B. Gebäudehöhen, Bau-

weise, Zahl der Wohneinheiten) sind auch einzuhalten. 
 

Ob der vorgelegte Bauantrag nach §34 BauGB tatsächlich genehmigungsfähig war, kann nicht beurteilt 

werden. Dies wäre durch die Untere Baurechtsbehörde zu prüfen und zu entscheiden gewesen. Der 

Bauantrag wurde jedoch zurückgezogen. Dass Möglichkeiten zur Nachverdichtung eröffnet werden, 

zeigen insbesondere die Festsetzungen der Überbaubaren Grundstücksflächen und der Gebäudehöhen, 

die Spielräume für bauliche Erweiterungen und Neubauten gegenüber dem Bestand bieten. 
 

Die Begründung beschreibt ausführlich die Bestandssituation, die Planungsziele und die daraus resultie-

renden Vorgaben für eine maßvolle Nachverdichtung. Ein Etikettenschwindel liegt wie behauptet nicht 

vor, da offen dargelegt ist, dass eine zu starke Verdichtung gerade nicht Planungsziel ist.  

Auch für das betreffende Grundstück ist in Ziffer B.1 zur Zone WA2 transparent und offen beschrieben, 

dass die vergleichsweise großen Grundstücke zwar ein hohes Nachverdichtungspotential haben, das 

aufgrund der Hanglage, der guten Einsehbarkeit, der Erschließungssituation über den schmalen Jakob-

Metzger-Weg und am Ende dieses Weges, sowie im Übergang zum Außenbereich jedoch nur begrenzt 

nutzbar gemacht werden soll. 

Daher wird eine maßvolle Nachverdichtung vorgesehen, die durch Festsetzungen zur Gewährleistung 

einer lockeren Bebauung mit begrenzten Gebäudelängen (Baugrenzen, Bauweise) unterstrichen wird. 
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Gegenüber der Bestandsbebauung auf dem Grundstück ist dennoch eine deutlich größere Bebau-

ung möglich und damit eine Nachverdichtung. 

Es wird noch zu bedenken gegeben, dass das vorgelegte Vorhaben für zwei Wohnungen und eine 

Tiefgarage vorgesehen war. Eine solche Planung, die sich in der Maßstäblichkeit in die Bestands-

bebauung einfügt, ist mit den vorliegenden Festsetzungen möglich.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stadt Neuffen unterstützt Vorhaben zur Innenentwicklung und Nachverdichtung zur Schaf-

fung von neuem Wohnraum. Jedoch sind bei jedem Vorhaben die besonderen Gegebenheiten und 

Rahmenbedingungen und die Frage des städtebaulichen Einfügens zu beachten. So ist im vorlie-

genden Fall eine vergleichsweise beengte Erschließung vorhanden. Eine massive Nachverdich-

tung wird vor diesem Hintergrund für problematisch erachtet und daher nicht vorgesehen. Den-

noch werden im Planbereich neue Vorhaben im Sinne der Nachverdichtung begrüßt, die sich in 

die bestehende Bebauung einfügen.  

 

 

 

Das Verfahren nach §13a BauGB kann für die Wiedernutzbarmachung von Flächen, die Nachver-

dichtung oder andere Maßnahmen der Innenentwicklung angewandt werden. 

Die vorliegende Planung ermöglicht eine maßvolle Nachverdichtung und stellt insbesondere die 

Art und das Maß für die künftige Bebauung im Sinne einer anderen Maßnahme der Innenentwick-

lung klar.  
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Im vorliegenden Fall liegen keinerlei Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der Ziele des Vo-

gelschutzgebietes durch die Ausweisung des Bebauungsplans vor. Entscheidend für diese Ein-

schätzung ist zum einen, dass keinerlei möglichen Beeinträchtigungen erkennbar sind, die über 

das hinausgehen würden, was bereits heute gegeben ist oder auch ohne Ausweisung des Bebau-

ungsplans genehmigungsfähig wäre: Es handelt sich um ein Wohngebiet und der Bebauungsplan 

hat zum Ziel, diese Nutzung (und keine weitere) beizubehalten. Dabei ist keine Änderung des Ge-

bietscharakters erkennbar und nur eine maßvolle Nachverdichtung – der Bebauungsplan trägt im 

Gegenteil sogar dazu bei, den Gebietscharakter zu erhalten. Zudem beschränken sich die Baufens-

ter mehr oder weniger auf die Bestandsgebäude und kleinere Baulücken, so dass nicht erkennbar 

ist, inwiefern sich aus diesen Festsetzungen Anhaltspunkte für Beeinträchtigungen ableiten lassen 

sollten.  

Insofern waren unter der Voraussetzung einer weitgehend bestandsorientierten Planung von An-

fang an keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von Natura-2000-Gebieten anzunehmen. 

 

Hinzu kommt, dass eine Natura-2000-Vorprüfung mögliche Beeinträchtigungen für den Schutz-

zweck der Gebiete prüft. Die vorliegende Natura-2000-Vorprüfung legt dar, dass diese für die ge-

listeten Vogelarten ausgeschlossen werden können. Tatsächlich ist es für die genannten Arten 

nicht relevant, ob in einem bestehenden Wohngebiet an den Charakter dieses Gebietes angepasste 

Veränderungen vorgenommen werden. Nichts anderes aber sieht der Bebauungsplan vor. 

Anhaltspunkte für Beeinträchtigungen sind somit nicht gegeben. Es ist eher im Gegenteil zu er-

warten, dass Fehlentwicklungen entgegengesteuert wird, was im vorliegenden Fall im Hinblick 

auf den Naturhaushalt allgemein und damit auch das Natura-2000-Gebiet eher positiv zu bewerten 

ist.  

Die Natura-2000-Vorprüfung wurde von der Unteren Naturschutzbehörde als nicht zu beanstan-

den bewertet. 

 

Die Bezeichnung „relevante Beeinträchtigung“ in der Natura-2000-Vorprüfung ist möglicher-

weise missverständlich. Gemeint ist die Formulierung als „für die Art / den Lebensraumtyp / die 

Lebensstätte relevante“ Beeinträchtigungen und soll so die art- bzw. lebensraumspezifische Be-

trachtung unterstreichen. Der Begriff „relevant“ kann ersatzlos gestrichen werden. Dasselbe gilt 

für den Begriff der „erheblichen“ Störung. Die Formulierung bezieht sich darauf, dass keine Stö-

rungen zu erwarten sind, die in irgendeiner Form eine Auswirkung auf die zu betrachtenden Arten 

oder Lebensräume haben könnten. Auch der Begriff „erheblich“ kann an dieser Stelle ersatzlos 

gestrichen werden, um Missverständnissen vorzubeugen. 

 

 

Wenn aufgrund der weitgehend bestandsorientierten Planung von Anfang an keine Anhaltspunkte 

für eine Beeinträchtigung von Natura-2000-Gebieten anzunehmen war, so gilt dies genauso auch 

für weiter entfernt gelegenere Gebiete.  

Die weiter entfernt gelegenen Gebiete wurden darüber hinaus bei Erstellung des Gutachtens be-

trachtet, jedoch wurden Anhaltspunkte aufgrund der großen Entfernung von über 900 m in Ver-

bindung mit der Art des Vorhabens (siehe obige Ausführungen) für die gelisteten Arten ausge-

schlossen. Dies ist in der Natura-2000-Vorprüfung unter Punkt 1.2 aufgeführt.  
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Im Sinne der Sicherung einer städtebaulich geordneten Entwicklung im Planbereich und der 

Schaffung von verbindlichem Planungsrecht wird eine Einstellung des Bebauungsplanverfahrens 

nicht empfohlen. 
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Folgende Träger öffentlicher Belange haben eine Stellung-
nahme abgegeben, jedoch keine Anregungen oder Beden-
ken vorgetragen: 

- Gemeinde Beuren 
- Stadt Metzingen 

 
 
 
Folgende Träger öffentlicher Belange wurden am Verfahren 
beteiligt, haben jedoch keine Stellungnahme abgegeben: 

- Deutsche Telekom Technik GmbH 
- Stadtwerke Neuffen 
- Vodafone BW GmbH 
- Gemeinde Dettingen an der Erms 
- Gemeinde Erkenbrechtsweiler 
- Gemeinde Kohlberg 

 

  

 

 

 

Für weitere Stellungnahmen wird auf die zum Vorentwurf eingegangenen Stellungnahmen verwiesen,   
die in öffentlicher Gemeinderatsitzung am 25.10.2022 behandelt wurden. 


